






9

Wahlen gelten als „Lebens-
grundlage der Demokratie“. 
So heißt es beispielsweise auf 
der Onlinepräsenz des Landes 
Niedersachsens, der „freiheit-
liche demokratische Rechtsstaat 
lebt davon, dass die in regelmä-
ßigen Abständen neu gewählten 
Vertreterinnen und Vertreter des 
ganzen Volkes in freier Diskus-
sion und Abstimmung die für 
das Leben in der Gemeinschaft 
notwendigen Entscheidungen er-
arbeiten“. Doch was tun, wenn 
der gewählte Rat einer Kommune, 
kaum dass er seine Arbeit aufge-
nommen hat, schon wieder damit 

beginnen kann, Augenmerk und 
Anstrengung auf die nächstan-
stehende Wahl zu richten? So ge-
schehen im Wolfsburg der 1950er 
Jahre. Hier fanden einschließlich 
der ersten Bürgerschaftswahl im 
September 1946 – noch unter den 
strengen Wahlgesetzen der briti-
schen Militärregierung – bis April 
1959 insgesamt acht Kommunal-
wahlen statt. Während im rest-
lichen Niedersachsen im Verlauf 
dieser zwölfeinhalb Jahre ab 1948 
im damals noch üblichen Takt von 
vier Jahren gewählt wurde, schär-
te Wolfsburg aus dem üblichen 
Wahlturnus aus. 

Der erste Ausreißer erklärt sich 
über die aufgrund formaler Fehler 
erfolgte Annullierung der Wolfs-
burger Wahl von 1948, die auch 
überregional Wellen schlagen soll-
te. Seinerzeit erlangte die rechts-
nationale Deutsche Rechts-Partei 
(DRP) getragen von mehr als 64 
Prozent der Wählerinnen und 
Wähler einen ebenso unerwarteten 
wie umfassenden Wahlsieg. Da die 
FDP erfolgreich Beschwerde beim 
Wahlprüfungsgericht in Lüneburg 
eingelegt hatte, kam es nach der 
zwischenzeitlichen Einsetzung 
eines Staatskommissars aus Lüne-
burg im Frühjahr 1949 zur Neu-

wahl. Doch schon im November 
1951 wurde die Wolfsburger Be-
völkerung erneut an die Wahl-
urnen gebeten, sodann im No-
vember 1952, im Dezember 1954, 
im Oktober 1956 und im April 
1959. Die drei außerplanmäßigen 
Wahlen der Jahre 1951, 1954 und 
1959 erklären sich wiederum über 
einen Passus aus dem damaligen 
Niedersächsischen Kommunal-
wahlgesetz. Demzufolge sei „eine 
Neuwahl der Gemeindevertretung 
durchzuführen, wenn seit der 
letzten Wahl durch Wanderungs-
bewegungen eine Zu- oder 
Abnahme der Wahlberechtigten 

von mehr als 20 v.[on] H.[undert] 
eingetreten ist“.1 In der Zuwande-
rungsstadt Wolfsburg spielte je-
ner Paragraf mehrfach eine Rolle 
– allein zwischen September 1950 
und Dezember 1958 explodierte 
die Einwohnerzahl von 25.422 auf 
53.793.

Im November 1959 schließlich, 
nachdem bereits im September 
im Rat der Stadt darüber disku-
tiert worden war, erachtete der 
Verwaltungsausschuss der Stadt 
Wolfsburg diese Zustände für 
nicht mehr tragbar und sandte 
am 17. des Monats eine Entschlie-
ßung an den Niedersächsischen 
Landtag. Darin monierten sie 
nicht nur die erheblichen Kosten, 
die mit den stetigen Neuwahlen 
einhergingen, sondern argu-
mentierten darüber hinaus, die 
dichte Wahlfolge sei auch kon-
traproduktiv: „Gerade bei einer 
so sprunghaften Entwicklung 
wie die Stadt Wolfsburg sie auf-
zuweisen hat, muß ein reibungs-
loses Zusammenwirken von Rat 
und Verwaltung unbedingt ge-
währleistet sein. Das ist jedoch 
nicht möglich, wenn die Tätigkeit 
des Rates schon nach kurzer Zeit 
durch Neuwahl unterbrochen 
wird.“2 Doch damit nicht genug, 
heißt es doch in dem von Ober-
bürgermeister Dr. Uwe-Jens Nis-
sen und Oberstadtdirektor Dr. 
Wolfgang Hesse gezeichneten 
Schreiben, dass gerade die Neu-
bürger sich an den Neuwahlen, 
die sie erst notwendig gemacht 
hätten, nicht beteiligten. Da die 
Wahlbeteiligung infolge der ra-
schen Wahlfolge zudem jeweils 
gesunken sei, werde „der Zweck 
der jetzigen Bestimmungen […] 
damit geradezu in sein Gegenteil 
verkehrt“. In Konsequenz wurde 
an den Landtag die Bitte heran-
getragen, eben jenen Passus, der 
die Wolfsburger Bürgerinnen und 
Bürger in die scheinbare Endlos-
schleife des Wählens versetzte, er-
satzlos zu streichen oder wenigs-
tens zu ändern.

Kurioserweise hatte ebendieser 
in der Landtagsdrucksache Nr. 93 
vom 12. November 1959 bereits 
die Änderung des Kommunal-
wahlgesetztes beschlossen: Der 
entsprechende Paragraf werde aus 
„praktischen Erwägungen und 
aus Gründen der Vereinfachung“ 
gestrichen. Die „gewünschte 
Änderung“ war demnach schon 
fünf Tage vor Versandt der Ent-
schließung beschlossene Sache 
beziehungsweise „bereits be-
rücksichtigt“, wie der Lüneburger 
Regierungspräsident Dr. Krause 
Oberstadtdirektor Hesse Anfang 
Dezember schriftlich in Kenntnis 
setzte. Der Wolfsburger Rat sah 
sich somit, wie es die Wolfsburger 
Nachrichten noch ohne Wissen 
über die jüngsten Entwicklungen 
schrieben, von einer „Bürde“ be-
freit, „durch die sie sich in ihrer 
Arbeit zum Wohle der Stadt be-
hindert fühlen“.31

1	 StadtA WOB, HA 8844, Bd. 1, Ent-
schließung des Verwaltungsausschus-
ses der Stadt Wolfsburg vom 17. No-
vember 1959.

2	 Hier und im Folgenden ebd.
3	 „Die Ratsherren bedauern: Zu viele 

Kommunalwahlen. Entschließung an 
Landtag – Wahlgesetz soll geändert 
werden“, in: Wolfsburger Nachrich-
ten vom 20. November 1959 (StadtA 
WOB, HA 8844, Bd. 1).

Die Kommunalwahl als Hamsterrad
VON ALEXANDER KRAUS

Entschließung des Verwaltungsausschusses der Stadt Wolfsburg vom 17. November 1959 (StadtA WOB, HA 8844, Bd. 1)
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Das Jahr 1955 war zweifelsohne 
ein Wendepunkt der Wolfsbur-
ger Stadtgeschichte. Denn im Fe-
bruar hatten sich der Bund, das 
Land Niedersachsen, das Volks-
wagenwerk und die Stadt auf ein 
Vertragswerk geeinigt, mit dem 
die Siedlung am Mittellandkanal 
endlich zur Eigentümerin ihres 
Grund und Bodens geworden war. 
Die sogenannte kommunale Erst-
ausstattung versprach der jungen 
Kommune Rechtssicherheit und 
zeigte zugleich neue Zukunfts-
perspektiven auf. Der Vorgang 
wirkte wie ein Katalysator auf die 
Stadtentwicklung, konnte die Ver-
waltung nun doch fast über den 
gesamten Grund und Boden ver-
fügen. Dank des prosperierenden 
Volkswagenwerks und hoher Ge-
werbesteuereinnahmen verfügte 
die Stadt zugleich über die not-
wendigen finanziellen Mittel, um 
die Errichtung öffentlicher Ge-
bäude zügig voranzutreiben. Be-
reits 1954 war mit dem Rathaus-
wettbewerb ein zentrales Projekt 
auf den Weg gebracht worden. In 
diesem Zusammenhang hatte die 
Stadt auch die Erstellung eines 
Gutachtens über die Gestaltung 
der Porschestraße in Auftrag ge-
geben, die bereits seit längerem 
Gegenstand städtebaulich-archi-
tektonischer Debatten gewesen 
war.

Erstellt hatten das besagte Gut-
achten samt Lageplan neben Pe-
ter Koller, dem Planer der „Stadt 
des KdF-Wagens“, die Architekten 
und Städtebauer Wilhelm Wort-
mann und Rudolf Hillebrecht. 
Letzterer zählte dank seiner Ver-
dienste um den Wiederaufbau 
Hannovers zu den anerkanntesten 
Architekten der Nachkriegszeit 
– 1959 widmete ihm der Spiegel 
sogar eine Titelgeschichte. Das 
Trio war bereits seit der NS-Zeit 
miteinander bekannt. Wortmann, 
der Anfang der 1950er Jahre zu-
sammen mit Hillebrecht in Han-
nover tätig gewesen war, hatte 
bereits 1940 den „Gedanken der 
Stadtlandschaft“ postuliert, der als 
Leitbild den Städtebau der Nach-
kriegszeit prägen sollte. Alle drei 
Gutachter waren gleichermaßen 
von den antimodernen Tenden-
zen der Jahrhundertwende beein-
flusst. Es war ihr Ziel, durch eine 
Versöhnung der scheinbar gegen-
sätzlichen Pole Stadt und Land 
eine als krisenhaft empfundene 
Gegenwart zu überwinden.

Dies wird auch bei der Lektüre 
des Sachverständigengutachtens 
deutlich, in dem sie unter ande-
rem forderten, die „Beziehung zu 
der unmittelbar an die Stadt her-
anreichenden Landschaft“ zu er-
halten. Dass der Stadt „eigentlich 
das Herz“ noch fehle, wie Wilhelm 

Wortmann am 10. März 1955 bei 
der Präsentation ihrer fachlichen 
Einschätzung im Bauausschuss er-
klärte, wurde im Wolfsburg jener 
Jahre zu einem geflügelten Wort. 
Dementsprechend sahen Wort-
mann, Koller und Hillebrecht es 
als ihre zentrale Aufgabe an, den 
„bedeutenden“ Gemeinschafts-
bauten – genannt werden unter 
anderem das Rathaus, das Thea-
ter und das Amtsgericht – „den 
richtigen Platz im Organismus 
der Stadt“ zuzuordnen. Die Orga-
nismus-Metapher ist nicht unge-
wöhnlich, war sie doch unter den 
Architekten verschiedenster poli-
tisch-kultureller Richtungen be-
liebt. Sie ermöglichte es, die Stadt 
in funktionale Einheiten (Organe) 
zu unterteilen und zu gliedern 
und so städtebauliche Probleme 
zu formulieren. Zugleich verdeck-
te das Wortspiel tieferliegende 
Ziele der Stadtplanung, die nur 
allzu häufig von ökonomischen 
und politischen Interessen be-
stimmt werden. 

Auch die Metapher vom „Herz“ 
der Stadt war nicht neu, sondern 
der Städtebaulehre des 19. Jahr-
hunderts entlehnt. Denn schon 
der österreichische Architekt 
Camillo Sitte hatte so in seinen 
Arbeiten das Machtzentrum der 
Stadt beschrieben. „Ohne das 
Herz kann die Stadt nicht überle-

ben, das Herz gibt für alle einzel-
nen Teile den Takt vor und muss 
von außen her mit Blut versorgt 
werden. Nach alter Vorstellung 
ist das Herz der Sitz der Emotio-
nen oder der Persönlichkeit eines 
Menschen“, schreibt die Archi-
tekturhistorikerin Sonja Hnilica. 
Dementsprechend musste sich 
dort, wo sich das „Herz“ der Stadt 
befinden sollte, eine Reihe be-
deutender Gemeinschaftsbauten 
finden, weil dieser Ort Charakter 
und Wesen Wolfsburgs repräsen-
tieren musste.

Die Gutachter schlugen daher 
eine Konzentration wichtiger öf-
fentlicher, aber auch privater Bau-
ten wie Geschäfte, Gaststätten und 
Läden am Südende der Porsche-
straße vor, wo mit Rathaus und 
Marktplatz die neue Stadtmitte 
entstehen sollte. Dort sei „alles zu 
konzentrieren“, keinesfalls dürfe 
man den Fehler machen und die-
se „einmalige Möglichkeit durch 
ein Auseinanderlaufen völlig un-
ausgeschöpft zu lassen“. Reine 
Wohnbauten sollten hingegen im 
Bereich der Porschestraße nicht 
zugelassen werden.

In der Konzeption der drei 
Sachverständigen sollte in Wolfs-
burg eine lebendige, heterogene 
Mitte entstehen, die der demo-
kratisch-liberalen Gesellschaft der 
Bundesrepublik entsprach: „In 

vollem Zusammenklang der öf-
fentlichen Bauten mit den Bauten 
des kulturellen und wirtschaft-
lichen Lebens beruht zu einem 
wesentlichen Teil die Atmosphä-
re, die das Wesen einer Stadt aus-
macht.“ Städtebaulich besonders 
wichtig sei zudem die Blickver-
bindung vom südlichen Ende der 
Porschestraße zum Schloss Wolfs-
burg, für die sich insbesondere 
Koller vehement einsetzte. Der 
Klieversberg wiederum sollte ein 
„zentraler Stadtpark“ werden, sein 
Grün bis in die Porschestraße und 
die Stadtmitte hereinreichen.

Das Gutachten wurde schließ-
lich durch Ratsbeschluss vom 31. 
März 1955 zum Teilbebauungs-
plan erklärt, die künftige Gestal-
tung der Porschestraße war da-
mit in ihren Umrissen festgelegt. 
Unabhängig davon hatte manche 
Feststellung nicht lange Bestand. 
Die Sichtverbindung zwischen 
Schloss Wolfsburg und der Por-
schestraße beispielsweise ist längst 
aufgegeben. Auch den Gutachtern 
scheint die eigene Vergänglichkeit 
bewusst gewesen zu sein, stellten 
sie doch am Ende fest, es gehöre 
„zum Wesen städtebaulicher Pla-
nungen“, dass Pläne „eine länge-
re Zeitspanne brauchen, um sich 
zu vollenden“ und daher „bei der 
Verwirklichung elastisch bleiben“ 
müssen.

StadtA WOB, S 24 (3), Bd. 1, Städtebauliches Gutachten (1955), Anlage 1, Lageplan 1:5000

„… es fehlt eben dieser Stadt noch das, was sozusagen 
eigentlich das Herz einer Stadt ausmacht.“
DAS „STÄDTEBAULICHE GUTACHTEN ÜBER DEN STADTKERN VON WOLFSBURG“ VOM MÄRZ 1955

VON MARCEL GLASER
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Mit dem Ende des Zweiten Welt-
krieges etablierten sich auch im 
Nachkriegsdeutschland erste Ver-
folgtenorganisationen. Im Jahr 
1954 schlossen sich verschiede-
ne Landesverbände des Bundes 
der Verfolgten des Naziregimes 
(BVN) zum Zentralverband de-
mokratischer Widerstandskämp-
fer- und Verfolgtenorganisatio-
nen (ZDWV) zusammen. Einer 
dieser Landesverbände ist der 
in Schleswig-Holstein ansässige 
Verband demokratischer Wider-
standskämpfer und Verfolgter 
(VDWV), dem damals Leonhard 
Schwarz, ein NS-Widerstands-
kämpfer, als 1. Landesvorsitzen-
der vorsaß. Die Abbildung zeigt 
ein von eben diesem Leonhard 
Schwarz im Namen des VDWV 
verfasstes Schreiben vom 17. Sep-
tember 1966, in dem er sich im 
Namen des Vereins an die kom-
munale Doppelspitze Wolfsburgs 
wandte: Oberstadtdirektor Gün-
ter Balk und Oberbürgermeister 
Hugo Bork. Dem VDWV war 
aufgefallen, dass „der Geburtsort 

der in der Zeit vom 1.7.1938 bis 
27.6.1945 in Wolfsburg Gebore-
nen in Personenstandsurkunden 
und Ausweispapieren noch im-
mer mit ‚Stadt des KdF-Wagens‘ 
geführt“ werde. Ob es zu einem 
Austausch zwischen der Stadt 
Wolfsburg und dem VDWV kam, 
ist anhand der Quellenlage nicht 
mehr zu rekonstruieren.

Tatsächlich wurde die Stadt 
Wolfsburg einst am 1. Juli 1938 
als „Stadt des KdF-Wagens bei 
Fallersleben“ gegründet und we-
nige Tage nach Kriegsende wäh-
rend der ersten Stadtverordneten-
versammlung, die noch durch die 
amerikanischen Militärbehörden 
eingesetzt worden war, am 25. 
Mai 1945 in Anlehnung an das 
Schloss Wolfsburg in „Wolfsburg“ 
umbenannt. Schon zuvor waren 
im April im Zuge der beginnen-
den Entnazifizierung zahlreiche 
Wolfsburger Straßen umbenannt 
worden. Zwar zielte die durch die 
vier Siegermächte in allen Teilen 
Deutschlands lancierte Entnazi-
fizierungspolitik primär auf die 

Entfernung politisch belasteter 
Personen aus den Ämtern, um-
fasste aber auch nationalsozialis-
tische Gesetze, Organisationen 
und Symbole. Ganz offenbar er-
fasste sie jedoch nicht alle Ebe-
nen der Verwaltung. Dies war 
Schwarz zufolge in anderen Städ-
ten, die während der NS-Zeit 
vergleichbare ehrende Zusätze 
bekamen, nicht der Fall: So habe 
München schon kurz nach dem 
„Zusammenbruch“ auf den Zu-
satz „Hauptstadt der Bewegung“ 
verzichtet, und auch Nürnberg 
habe davon abgesehen, weiter auf 
offiziellen Papieren als „Stadt der 
Reichsparteitage“ zu firmieren. 

Schwarz setzte daher zu einem 
kurzen, aber sicherlich schmerz-
vollen Schlag an, für den er sich 
einer gewieften Strategie bedien-
te: Einerseits verwies er mit weni-
gen Worten auf den „guten Ruf “, 
den die Stadt Wolfsburg genieße, 
womit er auf die eng mit dem 
‚Wirtschaftswunder‘ verbundene 
Stadtwahrnehmung abzielte. Die-
sem setzte er jedoch sogleich den 
schalen Beigeschmack entgegen, 
den für viele der enttäuschten 
und „betrogenen Volkswagen-
sparer“ der „KdF-Wagen“ noch 
immer habe. Bis 1945 hatten 
knapp 337.000 Kaufinteressenten 
mit Sparmarken auf einen „KdF-
Wagen“ gespart, von denen kein 
einziger jemals ausgeliefert wor-
den ist. Daher klagten nach Ende 
des Zweiten Weltkriegs viele ehe-
malige Sparer auf die Lieferung 
ihrer Fahrzeuge oder eine ent-
sprechende Rückerstattung, da-
runter auch der Hilfsverein ehe-
maliger Volkswagensparer (HEV). 
Im Namen des HEV reichte des-
sen Gründer Karl Stolz Anfang 
1949 beim Landgericht Hildes-
heim Klage ein. Es sollte zwölf 
ärgerliche Jahre dauern, bis der 
VW-Konzern und der HEV einen 
Vergleich vor dem Bundesge-
richtshof erzielte.

Das Schreiben von Leonhard 
Schwarz ist in das aufkommen-
de Vergangenheitsbewusstsein 
der 1960er einzuordnen, wäh-
rend derer der Holocaust und 
die NS-Verbrechen durch den 
Eichmannprozess wie auch die 
Frankfurter Auschwitzprozesse 
mehr und mehr ins Zentrum der 
gesellschaftlichen Wahrnehmung 
rückten. Das Bestreben danach, 
die Vergangenheit aufzuarbeiten, 
zugleich aber auch die neugewon-
nene Demokratie zu gestalten 
und eine Gesellschaft mit einem 
menschenwürdigen Grundgesetz 
zu erschaffen, erklärt vermutlich 
auch das Nachforschen von Ver-
einen wie dem VDWV, der mit 
seiner Anfrage auf ein zentrales 
Element der nationalsozialisti-
schen Machtpolitik, die Sprache, 
abzielte, da „die in Rede stehen-
de Bezeichnung [‚Stadt des KdF-
Wagens‘] eben immer wieder 
eine nationalsozialistische Ein-
richtung anspricht“.

Luisa Teresa Gedenk absolvierte 
ein Freiwilliges Soziales Jahr Kul-
tur (2021/22) im Institut für Zeit-
geschichte und Stadtpräsentation.

Entnazifizierung der Verwaltungssprache 
VON LUISA TERESA GEDENK

StadtA WOB, HA 36

Stadtarchive haben sich in den 
letzten 20 bis 30 Jahren sukzes-
sive von einem „Gedächtnis der 
kommunalen Verwaltung“ zu 
einem „Gedächtnis der Stadt-
gesellschaft“ weiterentwickelt.* 
Sie nehmen nun auch vermehrt 
kultur-, informations- und bil-
dungspolitische Aufgaben war. 
Laut Positionspapier der Bundes-
konferenz der Kommunalarchive 
aus dem Jahr 2002 ist ihre Rol-
le im demokratischen Staat als 
„kommunales Gedächtnis“ aktiv 
zu verstehen.1 Mit dieser selbst-
gegebenen Funktion ist in Konse-
quenz eine Öffnung der einstigen 
„Festung Archiv“ verbunden. Die 
angestrebte Nähe zu den Besu-
cherinnen und Besuchern grün-
det auf der Einsicht, dass Stadt-
gesellschaften alles andere als 
statisch, vielmehr fortwährend 
im Fluss sind, die klassischen 
kommunalen Akten diesen kon-
statierten Wandel jedoch oftmals 
nicht abdecken. Unter den Stich-
worten „Offenes Archiv“ und 
„Partizipation“ wird daher aktiv 
versucht, Sammlungsbestände zu 
erweitern und die Bürgerschaft 
an diesen Prozessen zu beteili-
gen. Dies gilt auch und insbeson-
dere für Menschen mit Zuwande-
rungserfahrung.

Die Kernaufgabe kommuna-
ler Archive besteht in der Über-
nahme kommunalen Schriftguts. 
Solange aber Zuwanderung re-
spektive Migration in all ihren 
Facetten sowie die für alle Be-
teiligten damit verbundenen He-
rausforderungen nicht als eige-
ner Aspekt der Stadtentwicklung 
durch die Verwaltung wahrge-
nommen werden, werden die-
se Prozesse nicht dokumentiert 
und archiviert. Da im Kontext 
bundesdeutscher Migrationsge-
schichte jahrzehntelang auf kom-
munaler Ebene nicht spezifisch 
gesammelt wurde, gilt es nun, die 
entstandenen Leerstellen aufzu-
füllen. Die Historikerin Sandra 
Kostner plädiert entsprechend 
für eine diversitätsorientierte 
Partizipation und Öffnung kul-
tureller Einrichtungen für bislang 
unterrepräsentierte gesellschaft-
liche Gruppen. Sie weist zurecht 

Migrationsgeschichte 
archivieren
VON ALEKSANDAR NEDELKOVSKI

daraufhin, dass Migrant*in-
nen keine kulturell homogene 
Gruppe darstellen, sondern aus 
unterschiedlichen politischen 
Systemen und verschiedenen so-
zioökonomischen Lebenslagen 
kommen.2 Sogenannte Gastarbei-
ter*innen, Spätaussiedler*innen 
oder Geflüchtete haben alle ihre 
persönlichen Beweggründe zur 
Migration, die jeweils keineswegs 
allein monokausal soziopolitisch, 
demografisch, wirtschaftlich oder 
über Umweltfaktoren zu erklären 
sind. Entsprechend bringen sie 
unterschiedliches kulturelles, so-
ziales oder ökonomisches Kapital 
mit in das Ankunftsland.

In der Bundesrepublik haben – 
Stand 2020 – annähernd 21,9 Mil-
lionen Menschen und damit mehr 
als ein Viertel der 81,9 Millionen 
Einwohner*innen eine Zuwan-
derungsgeschichte.3 Die Plurali-
tät der bundesrepublikanischen 
Gesellschaft kann auch durch 
die Kommunalarchive nicht län-
ger ignoriert werden. Zuwande-
rungsgeschichte ebenso wie Zu-
wanderungsgeschichten müssen 
durch sie gesammelt, die Lebens-
geschichte der Migrant*innen ar-
chiviert und überliefert werden, 
um die Sichtbarkeit bislang mar-
ginalisierter Zuwanderungsgrup-
pen im öffentlichen Diskurs zu 
erhöhen. Ohne Archive findet 
keine gesicherte Tradierung statt. 

Für die Stadt Wolfsburg gilt, 
dass die Geschichte der soge-
nannten Heimatvertriebenen 
aus den ehemaligen Ostgebieten 
des Deutschen Reiches sowie 
der SBZ-Flüchtlinge gut doku-
mentiert ist. Gleiches gilt für die 
der italienischen „Gastarbeiter“, 
wozu diese schon früh selbst aktiv 
beigetragen haben. Ganz anders 
sieht das jedoch beispielsweise 
für die tunesischen „Gastarbei-
ter“ aus, der zweiten großen 
Gruppe an Arbeitsmigranten, 
die ab 1970 in die Stadt am Mit-
tellandkanal kam. Hier klaf-
fen ebenso große Lücken in der 
Überlieferung wie für Portugie-
sen*innen, Spanier*innen, Grie-
chen*innen, Jugoslawen*innen 
oder auch Lateinamerikaner*in-
nen, die in unterschiedlich gro-



12

DAS ARCHIV

HERAUSGEBER 
Institut für Zeitgeschichte und 

Stadtpräsentation 
der Stadt Wolfsburg

INSTITUTSLEITUNG
Anita Placenti-Grau

REDAKTION
Alexander Kraus

Aleksandar Nedelkovski
Anita Placenti-Grau

BILDREDAKTION
Katja Steiner

ANSCHRIFT
Stadt Wolfsburg, 

Institut für Zeitgeschichte und 
Stadtpräsentation, 

Goethestr. 10 a, 38440 Wolfsburg, 
Tel. (05361) 27 57 30, 

Fax. 27 57 57, 
E-Mail: izs-stadtarchiv@stadt.

wolfsburg.de
www.wolfsburg.de/izs

Disclaimer: Trotz sorgfältiger 
Bemühungen konnten nicht alle 
Inhaber der Bildrechte ermittelt 
werden. Wir bitten darum dem 
IZS bestehende Ansprüche ggf. 

mitzuteilen.

AUFLAGE: 500
ISSN 2367-4431

ßer Zahl zu verschiedenen Zeiten 
nach Wolfsburg gekommen sind. 
Sie betreffende Akten sucht man 
im Stadtarchiv vergeblich. Dies 
zeigt sich in Konsequenz auch 
in der historiografischen Auf-
arbeitung der städtischen Migra-
tionsgeschichte, in der diese Mi-
grantengruppen lange Zeit keine 
Rolle spielten.4 Diesen Umstand 
versucht das Institut für Zeitge-
schichte und Stadtpräsentation, 
zu dem das Stadtarchiv Wolfs-
burg gehört, aktuell zu ändern: 
Sammlungsstrategien sollen neu 
gedacht werden, wobei verstärkt 
auf Oral-History-Projekte ge-
setzt werden wird. Der Zugang 
zum Archiv muss jedoch niedrig-
schwellig bleiben, der bürokrati-
sche Akt auf ein Minimum redu-
ziert sein. 

Mit dem geplanten Bau des Ge-
denk- und Lernorts KZ-Außenla-
ger Laagberg hat sich in Wolfsburg 
eine neue Ebene geöffnet, auf der 
Migrationsgeschichte erzählt und 
vermittelt werden kann. Dazu ist 
zunächst zu konstatieren: Für vie-
le Migrant*innen ist die Geschich-
te des Nationalsozialismus gleich-
bedeutend mit der Geschichte der 
Deutschen. Häufig heißt es: „Da-
mit haben wir nichts zu tun.“ Es 
müssen folglich neue Zugänge der 
Aufarbeitung des NS-Unrechts 
erschlossen werden, schließlich 
ist dies eine gesamtgesellschaft-
liche Aufgabe. Laut dem Bericht 

*	 Der Beitrag entstand im Rahmen der  
Jahrestagung „Entwicklungsperspek-
tiven der Demokratiegeschichte“ der 
AG Orte der Demokratiegeschichichte, 
Oktober 2021.

1	 http://www.bundeskonferenz-kom-
munalarchive.de/empfehlungen/P_
das_Kommunalarchiv_BV.pdf.

2	 Sandra Kostner, „Partizipation durch 
Diversitätsorientierung. Öffnung 
kultureller Einrichtungen für bislang 
unterrepräsentierte gesellschaftliche 
Gruppen“, in: Roland Deigendesch /
Peter Müller (Hg.), Archive und Mi-
gration, Vorträge des 73. Südwest-
deutschen Archivtags am 21. und 22. 
Juni 2013 in Stuttgart. Stuttgart 2014, 
S. 18–24.

3	 Sachverständigenrat deutscher Stif-
tungen für Integration (Hg.), Fakten 
zur Einwanderung in Deutschland. 
10. November 2021, aktualisierte Fas-
sung, online abrufbar unter https://
www.svr-migration.de/publikatio-
nen/fakten-zur-einwanderung-in-
deutschland/ [15.11.2021].

4	 Exemplarisch hierfür: Manfred Grie-
ger, Zuwanderung und junge Indust-
riestadt. Wolfsburg und die Migranten 
seit 1938, in: Niedersächsisches Jahr-
buch für Landesgeschichte, Bd. 81 
(2009), S. 177–221. 

5	 https://www.unhcr.org/dach/de/ser-
vices/statistiken

des Hohen Flüchtlingskommissars 
der Vereinten Nationen waren 
Ende 2020 82,4 Millionen Men-
schen auf der Flucht vor Krieg, 
Hunger und Gewalt.5 Flucht-, 
Diktatur- oder Kriegserfahrun-
gen sind keine neuartigen Phäno-
mene. Nicht nur die Flüchtlinge 
und Vertriebenen, die 1945 nach 
Wolfsburg kamen, haben solche 
Erfahrungen mitgebracht. Auch 
ein Teil der Tunesier*innen kam 
nicht nur wegen der Arbeit in 
die Stadt, sondern mitunter eben 
auch, um dem damaligen Präsi-
denten Bourguiba und der Dikta-
tur in ihrem Land zu entkommen. 
Gleiches gilt für Spanien unter 
Franco, Portugal unter Salazar, 
Jugoslawien unter Tito oder Grie-
chenland unter dem Regime der 
Obristen sowie die lateinameri-
kanischen Diktaturen in Argenti-
nien, Brasilien, Bolivien, Chile et 
cetera. Die Liste ließe sich gewiss 
noch erweitern. Genau an diesem 
Punkt sollten Archive, Gedenk-
stätten und Lernorte ansetzen 
und beispielsweise unterschiedli-
che Diktaturerfahrungen sichtbar 
machen. Über diesen Weg kann 
das Bewusstsein dafür geschaffen 
werden, dass auch die NS-Ge-
schichte etwas mit der Geschichte 
von Migrant*innen zu tun haben 
kann – jedenfalls dann, wenn wir 
sie vergleichend über individuelle 
Lebenswege analysieren und er-
zählen. 

Innerhalb der sich anschlie-
ßenden Diskussion auf der Jah-
restagung wurde das Thema in-
sofern weitergedacht, als nicht 
alleine nach Diktaturerfahrungen 
zugewanderter Menschen gefragt 
werden solle, sondern bewusst 
auch nach Demokratieerfahrun-
gen, die sie aus ihren Herkunfts-
ländern mitgebracht haben, und 
ihren jeweiligen Demokratieer-
wartungen. Hier eröffnete sich 
auch ein weiterer Anknüpfungs-
punkt an die NS-Geschichte: 
Indem nach den Demokratier-
fahrungen und dem Demokra-
tieverständnis derjenigen Men-
schen gefragt wird, die vor, ab 
oder nach 1933 Deutschland ver-
lassen mussten, nach Kriegsende 
jedoch wieder nach Deutschland 
zurückgekehrt sind. Welche Rol-
le spielten deren Erfahrungen 
im politischen und gesellschaft-
lichen System der Bundesrepu-
blik? Daran anknüpfend stellte 
sich im Diskussionsverlauf die 
Frage nach den spezifischen Or-
ten, an denen Demokratie über-
haupt erfahrbar wird. Ausgehend 
von einem Demokratiebegriff, 
der demokratische Prozesse au-
ßerhalb des parlamentarischen 
Systems mitdenkt, zählen neben 
Gedenkstätten, Gewerkschaften 
oder auch Einrichtungen der his-
torisch-politischen Bildungsar-
beit auch Schulen, Jugendzentren 
oder spezifische Einrichtungen 

innerhalb der Verwaltung zu den 
Orten der Demokratie. Wenn die 
Kommunalarchive ihrer stadtge-
sellschaftlichen Verantwortung 
gerecht werden wollen, sie sich 
ebenfalls als Ort der Demokra-
tie verstehen, kommen sie um 
eine Öffnung gegenüber plura-
len Migrationserfahrungen nicht 
umhin.

Demnächst
Texte zur Geschichte Wolfsburgs Band 
43, Alexander Kraus/Christoph Lorke 
(Hg.), Zeitgenössische Kunst fördern 
und vermitteln. Neugründungen von 
Kunstvereinen in der Bundesrepublik 
nach 1945/49. Hannover 2022.

Die Nachkriegszeit der Bundesre-
publik war geprägt von vielfältigen 
Aufbrüchen in allen denkbaren ge-
sellschaftlichen Bereichen – ganz 
besonders auch in dem der Kultur. 
Die erstmals 1955 realisierte docu-
menta steht dabei sinnbildlich für 
eine Öffnung hin zur zeitgenös-
sischen Kunst. Doch verstellt der 
Blick auf die international ange-
legte Großausstellung den auf jene 
Entwicklungen, die sich in zahlrei-
chen Städten quer durch die Bun-
desrepublik ereigneten: die durch 
unterschiedliche Akteure ange-
stoßene Gründung von Kunst-
vereinen. Rasch entwickelten sich 
diese Institutionen zu vielfältigen 
Begegnungsstätten und Präsen-
tationsplattformen für die zeit-
genössische bildende Kunst. Sie 
wurden so zu Mittlern zwischen 
Künstlerinnen wie Künstlern und 
der interessierten Öffentlichkeit. 
Innerhalb dieses Bandes wird am 
Beispiel verschiedener Kunstver-
eine aus niedersächsischen und 
nordrhein-westfälischen Indust-
riestädten die Bedeutung dieser 
lokalen Kulturinstitutionen ver-
gleichend rekonstruiert.

Mit Texten von Meike Becker, Ralf 
Bureck, Yasmin Dagili, Dennis 
Everwin, Jaantje Mieke Gebauer, 
Sarah Golka, Fridolin Gutt, Ma-
ximilian Hake, Leon Huffer, Ka-
tharina Isaak, Alexander Kraus, 
Christoph Lorke, Sabeth Medea 
Lücke, Xenia Rukosujew, Jolanda 
Saal.

Der tunesische „Gastarbeiter“ Jilani Amiri in Kästorf 1970, Foto: Jilani Amiri


